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IN ALLER KÜRZE

Bürgerschaft vorgeschlagen.
Nach der Abstimmungsphase
könnte es 2015 in Kraft treten. In
der Reglementierung von Haft-
urlauben und Arbeitspflichtung
ist er restriktiver als das bundes-
weite Muster.

Herlyn würde auch gerne mit
erwachsenen Sicherungsver-
wahrten arbeiten, aber die ent-
sprechenden Projekte hängen
seit Jahren in der Warteschleife.
„Es scheitert schon daran, Spon-
sorenzu finden“, sagter, „dennes
gibt kaum eine geächtetere
Gruppe als Strafgefangene“. Nie-
mand könne sie als Identifikati-
onsfläche brauchen. Stattdessen
höre er ständig, es gehe den Ge-
fangenen noch viel zu gut.

Innerhalb der Anstalten hän-
gen die theaterpädagogischen
Möglichkeiten oft an den Ein-
schätzungen des Personals – in

Stellenwert solcherArbeiten ent-
scheidet die subjektive Einschät-
zung. Wenn Anstaltsleiter woll-
ten, könnten sie Theater spielen-
de Gefangene sogar bezahlen.

In der Politik stoßen die Thea-
termacher durchaus auf offene
Ohren: Jörg Lockfeldt, Vollzugs-
Abteilungsleiter beim Justizse-
nator, sieht im neuen Gesetz
Chancen für resozialisierende
Gefängnisprojekte und betonte
den im Entwurf formulierten
Öffnungsgrundsatz als eine gute
Grundlage.

Herlyn freut sich über solche
Fürsprecher und hofft, mit sei-
ner Tagung entsprechende Im-
pulse zu verstärken. „Es gibt
durchaus einzelne reformisti-
sche Denker im System“, sagt er,
aber auch deren Möglichkeiten
seien beschränkt. Manchmal
führe er durchaus vielverspre-
chende Gespräche, aber wenn
sein Gegenüber dann mit einer
halben Stelle in der JVA arbeite,
„lässt sich kaumetwas in die Pra-
xis umsetzen“.

Kein „Bühne frei“ im Knast
STRAFVOLLZUG Auf einer Gefängnistheater-Tagung diskutierten Fachleute über Kunst mit
Inhaftierten. Der rechtliche Rahmen in Bremen wird derzeit umgestaltet

„Entscheidend ist, was
mit den Akteuren
passiert, wenn es wie-
der in die Zelle geht“
MARKUS HERLYN, THEATERPÄDAGOGE

VON JAN-PAUL KOOPMANN

In Sachen Gefängnistheater ist
Bremen „ein Entwicklungsland“,
sagtMarkusHerlyn,Projektleiter
beim Theaterinstitut Studio 13.
„Wenn ichdenKollegenausSach-
sen zuhöre, werde ich regelrecht
neidisch.“Gelegenheit fürsolche
Vergleichehatte er amvergange-
nen Wochenende: Anlässlich ei-
ner Fachtagung waren Vertrete-
rInnen von Theaterprojekten
und aus dem Strafvollzug in Bre-
men zu Gast, um sich über For-
men therapeutischen Theaters
und dessen Rahmenbedingun-
gen auszutauschen.

Sachsen gilt als Vorreiter der
Gefängnistheaterarbeit. Willi
Schmid, Strafvollzugs-Abtei-
lungsleiter des sächsischen Jus-
tizministeriums, berichtete von
etabliertenStrukturen, überwel-
che Knasttheater mit den Jahren
zu einem „wichtigen Eckpfeiler
der Resozialisierungsarbeit“ ge-
worden sei. In Bremenhingegen,
so Herlyn, setzeman stattdessen
auf den Sicherheitsgedanken.

Der Theatermacher spricht
aus der Praxis: Mit inhaftierten
Jugendlichen der JVAOslebshau-
sen hat er drei Stücke inszeniert
und seine Akteure angeleitet,
auch die eigenen Knastklischees
zu reflektieren. „Doch die Reich-
weite solcherMaßnahmenistbe-
grenzt“, sagt er, „entscheidend
ist, was mit den Akteuren pas-
siert, wenn es danach wieder in
die Zelle geht.“

Und eben das ist Ländersache:
SeitderFöderalismusreformvon
2006 entscheiden die Bundes-
länder eigenständig die rechtli-
che Ausgestaltung des Strafvoll-
zugs. Den Entwurf eines Bremer
Strafvollzugsgesetzes hat der Se-
nat im Juli beschlossen und der

Bremen gilt Gefängnistheater
laut Herlyn als reine Freizeitbe-
schäftigung.

Der Rechtssoziologe Johannes
Feest hat Gefängnistheaterpro-
jekte als Leiter des Strafvollzugs-
archivsderUniBremenüber Jah-
re dokumentiert. Auf der Tagung
machte er deutlich: Über den

HEUTE IN BREMEN

„Ich weiß nicht, ob sie leben“

taz: Herr Tuncel, die jesidische
Gemeinde in Deutschland
warnt vor einem Völkermord
an ihren Glaubensangehörigen
im Irak. Heute soll auch in Bre-
men demonstriert werden. Wie
ist die aktuelle Lage?
Cindi Tuncel: Am Wochenende
istdieTerrororganisation Islami-

scher Staat (IS) in die irakische
Region rund um die Provinz-
hauptstadt Shingal, dem Haupt-
siedlungsgebiet der Jesiden ein-
gedrungen. Rund 200.000 Jesi-
den sind derzeit auf der Flucht.
Mehr als 100 Frauenwurden von
den Terroristen entführt, ich ha-
be selbst Familie dort. Ich kenne
Berichte, wonach über 80 Men-
schen, die zwangsislamisiert
werden sollten und sich weiger-
ten, umgebracht wurden.
Sind die Jesiden stärker betrof-
fen als beispielsweise Christen
oder Juden?
Ja. In den Augen dieser un-
menschlichen Terroristen gelten
die Jesiden als Sekte undTeufels-
anbeter. Diese Religion ist über
4.000 Jahre alt. Ich kenne Fälle,
wo entführte Christen oder Ju-

RELIGION In Bremen wird für die Rechte der im Irak
vonDschihadisten bedrohten Jesidendemonstriert

Dieser Mann sitzt eine Jugendstrafe ab und gehört damit zu einer Gruppe von „Geächteten“ Foto: dpa

Millionen Euro für die Wissen-
schaft ausgeben.

Außerdem soll ein Zukunfts-
fondsmit den freiwerdendenBa-
fög-Mitteln entstehen, wenn der
Bund vom kommendem Jahr an
die Ausbildungsförderung kom-
plett übernimmt. Daraus sollen
die Hochschulen unter anderem
Geld für die Umstrukturierun-
gen bekommen. Das Land Bre-
men will jedes Jahr bis zu 4.100

Plätze für Studienanfänger fi-
nanzieren, wobei mit 7.000 Stu-
dienanfängern gerechnet wird.
DieDifferenz soll ausMittelndes
Hochschulpaktes zwischen
Bundund Ländern kommen, der
allerdings noch verhandelt wird.

Von Seiten der Studierenden
freilich werden die „Prüfaufträ-
ge“ weiterhin als Streich-Auftrag
verstanden. Auch Kristina Vogt,
Fraktionsvorsitzende der Links-
partei, kritisierte den Plan dafür,
die Uni zum Abbau zu zwingen.
Trotz der offeneren Formulie-
rung beim Studiengang Psycho-
logie seien die finanziellen Rah-
menbedingungen schlecht.
„Mehr zu fordern und dann aber
bei der Finanzierung den Deckel
zuhalten: dass dies nicht funkti-
oniert kennen wir schon aus der
Umsetzung der Inklusion an den
Schulen“, sagte Vogt.

Der breite Studierenden-Auf-
stand blieb am Dienstag den-
noch aus: Höchstens ein paar
Dutzend Studierende mühten
sichnochmitSchildernundBan-
nern zum Protest vor das Rat-
haus, gerade einmal zwei Dut-
zend hatten letzte Woche auf
demMarktplatz gezeltet. JPB

Mit Material von dpa

Wissenschaftsplan abgenickt
BILDUNG Senat hat Wissenschaftsplan 2020 beschlossen. Bis Oktober wird
Schließung von Studiengängen „geprüft“. Nur wenig Protest von Studis

DerSenathatdenWissenschafts-
plan 2020 beschlossen. In den
nächsten Jahren sollen Lehre
und Forschung an den Hoch-
schulen verbessert und enger
verzahnt werden. Fünf Wissen-
schaftsschwerpunkte sollen ent-
stehen und Forschungseinrich-
tungen stärker kooperieren. Der
Entwurf des Plans war in den
letzten Wochen breit diskutiert
worden – Studierende kritisier-
ten ebenso wie akademisches
Personal, dass Studiengänge ge-
schlossen werden sollen.

Sogenannte „Prüfaufträge“
formuliert das Papier etwa für
die Fächer Volkswirtschaft oder
Journalistik an der Hochschule
oder auch den Studiengang Psy-
chologie an der Uni. Der soll nun
nichtmehrnur abgewickelt, son-
dern ein Neuaufbau in Koopera-
tion mit einer anderen Uni im
Norden geprüft werden. Bis zum
Beginn des Wintersemesters im
Oktober sollen die Hochschulen
Vorschläge machen. „Es handelt
sich um ergebnisoffene Prüfauf-
träge“, sagte Wissenschaftssena-
torin Eva Quante-Brandt (SPD).
„DasZiel istnichtderWegfall von
Studierendenplätzen“. Bis 2020
will das Land jährlich rund 318

Geringere
Teuerung

In Bremen sollen die Mieten
künftig langsamer steigen. Der
SenathatmiteinemRechtserlass
am Dienstag die möglichen
Mieterhöhungen auf 15 Prozent
in drei Jahren begrenzt. Die neue
Regelungtritt am1.September in
Kraft und endet zunächst nach
fünf Jahren.

Bisher durften die Mieten in-
nerhalb von drei Jahren um 20
Prozent erhöht werden. „Mieten
müssenbezahlbarbleiben“, sagte
Bausenator Joachim Lohse (Grü-
ne). Die neue Verordnung gelte
jedoch nur für laufendeMietver-
träge, hieß es. Bremerhaven sei
wegen des entspannten Wohn-
marktesvonderRegelungausge-
nommen.

Die Grünen imParlament for-
dern, Bremen müsse eine Miet-
preisbremse einführen, sobald
derBunddafürVoraussetzungen
geschaffen habe. Damit könnten
PreissprüngebeiNeuvermietun-
gengedeckeltwerden. „Völligver-
fehlt und kontraproduktiv“ sind
aus Sicht der Grünen Pläne der
Bundesregierung, Neubauten
völlig von der Mietpreisbremse
auszunehmen. (taz)

MIETE Erhöhungen sollen
etwas gebremst werden
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Wissenschaftsplan 2020

Der Wissenschaftsplan skizziert
die Hochschulpolitik im Land für
die nächsten Jahre. Er basiert auf
Empfehlungen des Wissenschafts-
rats.
■ Neu entstehen sollen fünf Wis-
senschaftsschwerpunkte aus den
Fächern Meeres-, Material-, Sozi-
al-, Gesundheits- sowie Informati-
ons- und Kommunikationswissen-
schaften.
■ Geschlossen oder „überprüft“
werden die Studiengänge Psycho-
logie der Uni sowie Volkswirt-
schaft, Journalistik, Politikma-
nagement, Freizeitwissenschaf-
ten und Tourismusmanagement
an der Hochschule.

Das Katzenhai-Wetter
Zwei bislang im Klimahaus Bre-
merhaven beheimatete Katzen-
haie sind jetzt ausgewildert wor-
den. Die beiden etwa 70 Zentime-
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Cindi Tuncel

■ 37, ist friedenspoliti-
scher Sprecher der Links-
fraktion in der Bürger-
schaft und musste als
Angehöriger der jesidi-
schen Minderheit 1985 aus der
Türkei nach Deutschland fliehen.

ter großen Weibchen schwimmen
jetzt im Jadebusen. Das sei „be-
denkenlos“, heißt es, ebenso wie
die 25 Grad in der Sonne

Noch mehr Risiken
im Landeshaushalt
Im Bremer Haushalt sind die Ri-
siken für eine Deckungslücke
laut der grünen Finanzsenatorin
Karoline Linnert auf 73Millionen
Eurogestiegen.VoreinemMonat
war der Senat noch von 60Milli-
onen Euro ausgegangen. Hinzu-
kommt wahrscheinlich noch ein
zweistelliger Millionenbetrag
wegen einer Tariferhöhung für
Beamte. Die Sozialausgaben fal-
lenwohl34MillionenEurohöher
aus als veranschlagt – durch stei-
gendeFlüchtlingszahlenundhö-
here Ausgaben für Hilfen zur Er-
ziehung. Gleichzeitig liegen die
Einnahmen über der Planung,
die Zinsausgaben fallendankder
weiter niedriger Zinskonditio-
nen 16 Millionen Euro niedriger
aus als erwartet. Beim Länderfi-
nanzausgleich gab es eine ein-
malige Nachzahlung von 45 Mil-
lionen Euro. Die im Juli verhäng-
te Haushaltssperre bleibt beste-
hen. Die CDU sieht die aktuelle
Lage als „Ergebnis jahrelanger
wirkungsloser Finanzpolitik“ an
und kritisierte die „Tatenlosig-
keit des Senats“.

Unterstützung aus
Nordrhein-Westfalen
Innensenator UlrichMäurer hält
den Vorstoß Nordrhein-Westfa-
lens für falsch, Polizeikräfte bei
bestimmten Fußballspielen zu
reduzieren. „Wir wissen, dass das
Risiko verletzter Beamten mit
sinkendem Personaleinsatz
steigt“, sagte der SPD-Politiker.
AllgemeinbegrüßteMäurer aber

die Unterstützung seines Partei-
und Amtskollegen Ralf Jäger in
der Debatte um Polizeieinsätze
bei Fußballspielen. Der NRW-In-
nenminister will in einem Pilot-
projekt bis Ende September we-
niger Beamte bei absehbar fried-
lichen Spielen einsetzen. Der
Bremer Senat hatte mit der An-
kündigung für Aufsehen ge-
sorgt, die Deutsche Fußball Liga
an den Kosten für erhöhte Poli-
zeieinsätze bei „Risikospielen“
beteiligen zu wollen.

Schule preisverdächtig
Die Oberschule an der Lehm-
horster Straße in Lüssum ist im
bundesweiten Wettbewerb „Tria-
log der Kulturen“ als Preisträger
nominiert. Insgesamt hätten
sich 22 Schulen beworben, teilte
die Herbert-Quandt-Stiftung
mit. Der Preis wird im Oktober
vergeben. In der letzten Runde
um den mit insgesamt 60.000
Euro dotierten Preis seien neun
Schulen.DieBremer Schulehabe
sich mit dem Projekt zu Identifi-
kation und Zukunftschancen in
Blumenthal beworben, hieß es.

Mega-Eisberge entdeckt
Wissenschaftler des Bremerha-
vener Alfred-Wegener-Instituts
für Polar- und Meeresforschung
(AWI) haben auf dem Meeresbo-
den der Arktis Furchen entdeckt,
die auf Grund gelaufene Mega-
Eisberge hinterlassen haben. Die
AWI-Wissenschaftler schätzen
die Größe dieser Eisberge auf
rund 1.200 Meter. Die größten
Eisberge heute reichenmaximal
bis zu 700 Meter unter die Was-
seroberfläche. (taz/dpa)

densichfreikaufenkonnten–bei
den Jesiden istdasnichtmöglich.
Und ichhabeVideosgesehen,wo
vor den Augen der Eltern Kinder
geköpft werden.
Ist Ihre eigene Familie auch in
Gefahr?
Jeside wird man nur durch Ge-
burt, wir sind alle über Ecken
und Kanten miteinander ver-

wandt. IchhabeauchFami-
lienmitglieder, die in
Shingal leben, ich weiß
nicht, wie es ihnen gera-
de geht und ob sie noch
leben.Mir tut es ammeis-

ten weh, wenn ich höre,
dass Kinder, die auf der Flucht
sind, verdursten.
Waskannundsolldie internati-
onale Gemeinschaft tun?
Die Terroristen sind früher un-
terstützt worden, die Türkei hat
ihnen die Tür aufgemacht, Sau-
di-ArabienundKatar habenWaf-
fen geliefert – die wiederum aus
dem Westen kamen, auch aus
Deutschland. Das muss aufhö-
ren. Es droht eine humanitäre
Katastrophe. In der Geschichte
der Jesiden ist es das jetzt schon
73.Mal, dass versuchtwird, sie zu
vernichten. Es müssen jetzt so
schnellwiemöglichWege gefun-
den werden, auf denen die Jesi-
den unterstützt werden können,
damit sie Essen und Trinken er-
halten und in Sicherheit kom-
men. Die Weltgemeinschaft darf
nicht wegschauen.
INTERVIEW: JAN ZIER

Demo: 15 Uhr, Bahnhofsvorplatz


